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Beginn: 10:03 Uhr 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich heiße Sie 
herzlich willkommen zur 54. Sitzung des Landtags von Nordrhein-Westfalen. Mein Gruß 
gilt auch unseren Gästen auf der Zuschauertribüne sowie den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der Medien.  

Für die heutige Sitzung haben sich vier Abgeordnete entschuldigt. Ihre Namen werden in 
das Protokoll aufgenommen. 

Wir treten nunmehr in die Beratung der heutigen Tagesordnung ein.  

1 Hinweise auf rechtsextreme Aktivitäten dürfen nicht verloren gehen: Die Arbeit des Verfassungsschut-
zes neu justieren 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 15/3955 

Die Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen haben mit Schreiben vom 6. Februar 
2012 gemäß § 90 Abs. 2 der Geschäftsordnung zu dieser aktuellen Frage der Landespolitik 
eine Aussprache beantragt. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Redner vonseiten der antragstellenden 
SPD-Fraktion dem Abgeordneten Körfges das Wort.  

Hans-Willi Körfges (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zu-
schauerinnen und Zuschauer auf der Tribüne! Anlass für die Beantragung der heutigen Ak-
tuellen Stunde war die Festnahme eines mutmaßlichen Terrorhelfers durch Einsatzkräfte 
der Bundespolizei am 1. Februar 2012.  

Wir als antragstellende Fraktionen glauben, dass es nach der Befassung im Innenaus-
schuss am vergangenen Donnerstag noch ganz erheblichen weiteren Beratungsbedarf hin-
sichtlich der Ursachen und Konsequenzen aus den Tatsachen gibt, die wir in dieser Sitzung 
besprochen haben. Denn, liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und Herren, wenn 
ein möglicher Helfer und Unterstützer, der zumindest dem Verfassungsschutz in Thüringen 
nach Informationen aus der „Süddeutschen Zeitung“ seit 1999 als Nazi-Aktivist bekannt war, 
nicht im Fokus unserer Behörden in NRW stand, muss das zwangsläufig Fragen aufwerfen. 

Zur Klarstellung an dieser Stelle noch einmal ganz ausdrücklich die Aussage, weil ich es nö-
tig finde, dass wir bei diesem Thema offen miteinander umgehen: Niemand will die Wehr-
haftigkeit unserer Demokratie in Zweifel ziehen. Dass zur Bekämpfung und Abwehr rechts-
extremistischer Bestrebungen, gar menschenverachtender rechtsterroristischer Verbrechen 
die Beobachtung auch mit nachrichtendienstlichen Mitteln gehört, das stellt niemand ernst-
haft in Zweifel.  
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Rechten haben längst eine andere, sehr viel intelligentere Strategie entwickelt, nämlich die 
Strategie der Wortergreifung, die Strategie, sich in anderen gesellschaftlichen Organisatio-
nen breitzumachen und zu versuchen, sie zu unterwandern.  

Wir müssen als Demokraten darauf achten, dass dies nicht krakenartig geschieht, und müs-
sen eine Strategie entwickeln, wie wir dem entgegenwirken. 

Wie deren Strategie aussieht und wo sie sich breitmachen, werden Sie übrigens auch nicht 
in der „Frankfurter Rundschau“ lesen. Das wissen Sie nur, wenn Sie wissen, was diese Per-
sonen hinter verschlossenen Türen miteinander besprechen und beraten. Gerade deshalb 
brauchen wir Quellen in den Organisationen, die uns diese Auskünfte erteilen. Es gibt kein 
besseres als das von Ihnen gerade vorgebrachte Beispiel dafür, dass wir V-Leute in den 
Organisationen haben müssen, die die Demokraten darüber informieren, was Antidemokra-
ten in diesem Land planen.  

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Da sind Sie sicher, dass sie das tun?) 

Darüber sollten wir uns im Rahmen der Modernisierung des Verfassungsschutzgesetzes in 
Nordrhein-Westfalen intensiver, aber fachgerechter und sachlicher unterhalten. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr Minister Jäger. – Für die SPD-
Fraktion hat Herr Kollege Zimkeit das Wort. 

Stefan Zimkeit (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich bin eigentlich da-
von ausgegangen, dass sich die Fraktionen von FDP und CDU doch noch an dieser Debat-
te beteiligen, weil hier deutlich geworden ist, dass es sich durchaus um eine wichtige Debat-
te handelt. 

Für mich ist klar geworden, dass wir zwei Dinge vermeiden müssen, wenn wir dem vom Kol-
legen Kuschke formulierten Anspruch gerecht werden wollen, dass dieses Parlament im 
Kampf gegen Rechtsextremismus eine Vorreiterrolle spielen soll.  

Zum einen müssen wir vermeiden, Dinge zu verharmlosen und so zu tun, als wenn alles, 
auch im Hinblick auf den Verfassungsschutz, in Ordnung wäre. 

(Beifall von der SPD) 

Ich glaube, die vorgetragenen Ereignisse haben sehr deutlich gemacht: Es ist nicht alles in 
Ordnung, es gibt Handlungsbedarfe, es gibt Überprüfungsbedarfe, und es gibt auch den 
Bedarf nach mehr Transparenz. Dem sollten wir uns gemeinsam stellen. 

Genauso wenig sollten wir aber mit Mutmaßungen und Behauptungen dazu beitragen, die 
falschen Eindrücke zu erwecken. Der Minister hat es gesagt, und ich will es aus unserer 
Sicht noch einmal unterstreichen: 

Sie haben zahlreiche Behauptungen aufgestellt, was die mögliche Verquickung von Neona-
zis und Verfassungsschutzorganen angeht. – In Nordrhein-Westfalen gibt es dafür keine Be-
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lege. Wenn Sie diese haben, legen Sie sie auf den Tisch. Wenn Sie sie nicht haben, wie-
derholen Sie nicht diese Behauptungen. 

(Beifall von der SPD) 

Die Linke macht wirklich einen zentralen Fehler, wenn sie davon Abstand nimmt – das ist 
auch eine der Lehren, die wir ziehen müssen –, zu fordern: Wir müssen es irgendwie orga-
nisieren, dass die Informationen und das Wissen der Zivilgesellschaft über rechtsextreme 
Strukturen auch den zuständigen Behörden zur Verfügung gestellt, von ihnen aufgenommen 
und in ihre Arbeit einbezogen werden. Wir, die wir vor Ort in diesen Bereichen tätig sind, 
wissen alle, dass es dort zahlreiche Informationen über Rechtsextremismus gibt. Das muss 
selbstverständlich in die Arbeit der Behörden einfließen. Wir wissen auch, dass es auch lo-
kal an vielen Orten vernünftig funktioniert. Wir müssen das auch auf Landesebene verbes-
sern.  

Wenn wir dem Anspruch, diesem Thema gemeinsam zu begegnen – das haben zumindest 
alle erklärt –, gerecht werden wollen, sind zwei Dinge zu beachten.  

Das eine ist: Wir müssen etwas selbstkritischer an die Sache herangehen. Es ist betont 
worden – ich will das auch für mich persönlich unterstreichen –: Wir dürfen nicht immer nur 
auf Vorkommnisse reagieren, sondern wir müssen gemeinsam Strukturen aufbauen und an 
der Bekämpfung des Rechtsextremismus auch auf parlamentarischer Ebene kontinuierlich 
arbeiten. 

Wir müssen – das ist der zweite Punkt – dies als Querschnittsaufgabe durch alle politischen 
Bereiche verstehen, weil Rechtsextremismus im Kern selbstverständlich nur durch Präven-
tion bekämpft werden kann. 

(Beifall von der SPD) 

Ein Kern der Prävention ist die Demokratie auf allen Ebenen und die Beteiligung auf allen 
Ebenen. Der norwegische Ministerpräsident hat es nach den schrecklichen Anschlägen auf 
den Punkt gebracht – das sollte unser aller Marschrichtung sein –: Die Antwort auf diese 
Menschen ist mehr Demokratie und nicht weniger Demokratie. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Aus meiner Sicht brauchen wir den Dreiklang aus breiter Information, aus Repression und 
Prävention. Dies umzusetzen, sollte unsere gemeinsame Aufgabe als Demokraten auch in 
diesem Parlament sein. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr Kollege Zimkeit. – Für die CDU-
Fraktion hat Herr Kollege Biesenbach das Wort. Auch wenn ich gesichert davon ausgehen 
darf, Herr Kollege, dass Sie die Geschäftsordnung kennen, möchte ich daran erinnern: Sie 
sind in der dritten Runde und haben fünf Minuten Redezeit. 
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